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Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,4 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts und ver-
braucherpolitischen Angelegenheiten 
auf nationaler als auch auf der Brüs-
seler EU-Ebene. Darüber hinaus ist die 
Bundesarbeitskammer Teil der öster-
reichischen Sozialpartnerschaft.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frages-
tellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
750.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,4 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Werner Muhm
Direktor

Wir über uns
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Die Position der AK im Einzelnen
Von 6. bis 10. Juli 2015 fand die 13. Ver-
handlungsrunde zum plurilateralen Ab-
kommen über den Handel mit Dienst-
leistungen (Trade in Services Agreement, 
TiSA) in Genf statt. Die Bundesarbeits-
kammer (BAK) möchte dies zum Anlass 
nehmen, um die grundlegenden Positio-
nen der BAK zu den TiSA-Verhandlungen 
erneut zu unterstreichen und zu einigen 
Bereichen im Rahmen aktueller Ver-
handlungstexte Stellung zu nehmen. Wir 
verweisen eingangs auf die AK EUROPA-
Positionspapiere vom Juni 2013 zu TiSA1 
und vom April 2015 zu TTIP und CETA2, 
die unsere grundlegenden Positionen 
zum TiSA-Abkommen enthalten. Nach 
allgemeinen Anmerkungen zu den TiSA-
Verhandlungen werden wir in der Folge 
auf einzelne Bereiche in mehreren aktu-
ellen Verhandlungstexten exemplarisch 
eingehen. 

1. Allgemeine Anmerkungen zu den 
TiSA-Verhandlungen 

Die seit März 2013 stattfindenden Ver-
handlungen der EU und derzeit 24 wei-
terer WTO-Mitglieder über das geplante 
plurilaterale Dienstleistungshandelsab-
kommen TiSA zielen auf eine weitere Li-
beralisierung des grenzüberschreitenden 
Handels mit Dienstleistungen ab. Die aus 
der Initiative der sogenannten „Really 
Good Friends of Services“ hervorgegan-
gene „Koalition der Willigen“ verfolgt mit 
den TiSA-Verhandlungen das Ziel, ihre 
offensiven Liberalisierungsziele aufgrund 
der bestehenden politischen Konflikte 
innerhalb der Doha-Runde der WTO im 
Rahmen eines neuen Verhandlungsfo-
rums außerhalb des multilateralen WTO-
Handelssystems durchzusetzen.

Die BAK hat bereits wiederholt ihre ent-
schiedene Ablehnung eines über das 
Allgemeine Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen (GATS) hinaus-
gehenden Abkommens zum Dienstlei-
stungshandel, und damit der TiSA-Ver-
handlungen, zum Ausdruck gebracht. 
Anstelle Verhandlungen über ein GATS-
Folgeabkommen zu führen, sollte die EU 
vielmehr die Gründe für das Stocken der 
GATS-Verhandlungen ernst nehmen. Zu 
diesen zählt insbesondere auch, dass 
eine Reform des GATS im Sinne besserer 
Schutzbestimmungen für regulatorische 
Handlungsspielräume und sozialstaatli-
che Standards auf nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene bislang ausgeblieben 
ist. Die BAK hat dazu und zum Stand der 
Doha-Runde wiederholt detailliert Stel-
lung genommen. 

Aus ArbeitnehmerInnensicht braucht 
es endlich einen grundlegenden Kurs-
wechsel in der handelspolitischen Aus-
richtung der EU. In diesem Zusammen-
hang sind für Verhandlungen über den 
internationalen Dienstleistungshandel 
die Verankerung verpflichtender und 
einklagbarer Arbeitsstandards und die 
sichergestellte Einhaltung von Lohn- und 
Arbeitsvorschriften ebenso unerlässlich 
wie die Herausnahme von Dienstlei-
stungen der Daseinsvorsorge aus dem 
Anwendungsbereich von Handelsab-
kommen (vgl ua BAK-Brief zur 9. WTO-
Ministerkonferenz vom 27.11.20133, AK 
Europa-Positionspapier zum Reflexions-
papier der Europäischen Kommission 
zu Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse in bilateralen Freihandelsab-
kommen vom März 20114). Diese Ziele 
müssen insbesondere auch im Rahmen 
einer substanziellen Reform des GATS 
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auf multilateraler Ebene realisiert wer-
den. Der gegenwärtig statt-findende 
Schwenk auf ein neues „GATS 2.0“-Ab-
kommen ist hingegen dazu geeignet, 
entsprechende Reformvorschläge so-
wie Liberalisierungsvorbehalte zu um-
gehen und notwendige Weiterentwick-
lungen des multilateralen Handelsre-
gimes zu unterlaufen. 

In den TiSA-Verhandlungen spiegelt 
sich eine offensive Liberalisierungsa-
genda wider, die regulatorische Hand-
lungsspielräume von Staaten, insbe-
sondere im Bereich der Regulierung 
der Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge, verstärkt unter Druck setzt. Im 
Laufe der bisherigen Verhandlungen 
ließ die Europäische Kommission kei-
ne Absicht erkennen, sich für eine ge-
nerelle Herausnahme von öffentlichen 
Dienstleistungen aus dem Anwen-
dungsbereich des Abkommens ein-
zusetzen. Mit der Anwendung eines 
sogenannten Hybridansatzes im Rah-
men der Verpflichtungslisten, der im 
Bereich der Inländerbehandlung einen 
Negativlistenansatz mitsamt „Stand-
still“- und „Ratchet“-Klauseln beinhaltet, 
wird Druck auf möglichst weitreichende 
Liberalisierungsverpflichtungen ausge-
übt. Darüber hinaus enthalten mehrere 
Verhandlungstexte zu den vorgesehe-
nen Annexen des Abkommens hoch-
problematische Regelungen, die geeig-
net sind, regulatorische Spielräume von 
Staaten im öffentlichen Interesse sowie 
Schutzstandards für ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen zu untergra-
ben.

Gegenstand großer Besorgnis für die 
BAK ist auch die Tatsache, dass die Ver-
handlungen – trotz der potenziell weit-
reichenden Auswirkungen des Abkom-
mens auf eine Vielzahl von ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Bereichen 
– keine ausreichende Transparenz ge-

genüber der Öffentlichkeit aufweisen 
und in Abwesenheit umfassender Un-
tersuchungen zu den möglichen Aus-
wirkungen des Abkommens durchge-
führt werden. So fordert die BAK, dass 
sich die Europäische Kommission da-
für einsetzen soll, sämtliche Verhand-
lungsdokumente der TiSA-Verhandlun-
gen offenzulegen, um eine breite und 
umfassende öffentliche Diskussion zu 
dem Abkommen zu ermöglichen. Das 
Fehlen einer umfassenden Auseinan-
dersetzung mit den potenziellen Aus-
wirkungen des geplanten Abkommens 
wird zudem daran ersichtlich, dass eine 
öffentliche Konsultation zu TiSA erst 
durchgeführt wurde, nachdem die Ver-
handlungen bereits begonnen hatten 
und bis jetzt keine Folgenabschätzung 
von der Europäischen Kommission ver-
öffentlicht wurde. 

Unbeschadet unserer entschiedenen 
Ablehnung der TiSA-Verhandlungen 
möchten wir im Folgenden Anmerkun-
gen zu einzelnen Bereichen der laufen-
den TiSA-Verhandlungen vornehmen. 
Die Kommentierungen stellen keine 
vollständigen und abschließenden An-
merkungen zu den jeweiligen Verhand-
lungsbereichen dar. 

2. Kerntext des TiSA-Abkommens 

Zu Art I-1: 

Im Art I-1 Abs 3(b) des vorliegenden Ver-
handlungstextes werden wie auch im 
GATS Dienstleistungen, die in Ausübung 
hoheitlicher Gewalt erbracht werden, 
vom Anwendungsbereich des Ab-
kommens ausgenommen. Diese wer-
den unter (c) definiert als jede Art von 
Dienstleistung, die weder zu kommerzi-
ellen Zwecken noch im Wettbewerb mit 
einem oder mehreren Dienstleistungs-
erbringern erbracht werden. Die BAK 
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ist der Auffassung, dass damit lediglich 
einzelne beschränkte Bereiche staatli-
cher Tätigkeit wie etwa die Polizei, das 
Militär oder das Justizwesen aus dem 
Anwendungsbereich des Abkommens 
herausgenommen werden.

Um umfassende regulatorische Hand-
lungsspielräume im Bereich der Da-
seinsvorsorge zu gewährleisten, ist es 
aus Sicht der BAK jedoch notwendig, 
eine generelle verbindliche Heraus-
nahme von öffentlichen Dienstleistun-
gen bzw Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge aus dem Anwendungs-
bereich von Handelsabkommen zu 
verankern. In diesem Zusammenhang 
geht es nicht nur darum, noch beste-
hende, sondern auch künftige politi-
sche Handlungsspielräume zu sichern. 

Die von der EU vorgeschlagenen Aus-
nahmebestimmungen in den Verpflich-
tungslisten sind aus unserer Sicht nicht 
ausreichend, um hinreichende staatli-
che Handlungsspielräume für die Re-
gulierung der Erbringung, Finanzierung 
und Organisation von Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge zu gewährleisten. 
Darüber hinaus ist der prinzipielle An-
satz der Europäischen Kommission in 
Frage zu stellen, spezifische – aus un-
serer Sicht nicht ausreichende – Aus-
nahmebestimmungen für öffentliche 
Dienstleistungen lediglich auf der Ebe-
ne der Verpflichtungslisten vorzusehen. 
So enthalten mehrere der Verhand-
lungstexte zu den vorgesehenen Anne-
xen Bestimmungen, die geeignet sind, 
regulatorische Handlungsspielräume 
im öffentlichen Interesse im Bereich 
der Daseinsvorsorge einzuschränken 
(siehe spezifische Anmerkungen un-
ten). Die Verpflichtungslisten beziehen 
sich jedoch im Wesentlichen auf die 
übernommenen Verpflichtungen bzw 
Einschränkungen und Ausnahmen 
der Vertragsparteien in den jeweiligen 
Sektoren im Zusammenhang mit den 

Marktzugangs- und Inländerbehand-
lungsbestimmungen. Ausnahmebe-
stimmungen, die in den Verpflichtungs-
listen eingetragen werden, nehmen die 
betroffenen Sektoren und Maßnahmen 
nicht prinzipiell von den weiteren Be-
stimmungen des Kerntextes sowie von 
den Bestimmungen der Annexe des 
TiSA aus. 

Zu Art “Most-Favoured-Nation Treat-
ment und Economic Integration – 
GATS Article V”: 

Es ist zum derzeitigen Stand unklar, ob 
die Vertragsparteien beabsichtigen, 
einen Artikel zur Meistbegünstigung 
(MFN) einzufügen. Eine allfällige MFN-
Verpflichtung würde eine Reihe von of-
fenen Fragen hinsichtlich der Reichweite 
der Zugeständnisse von TiSA-Vertrags-
parteien bezüglich der Behandlung von 
Dienstleistungen und Dienstleistungser-
bringern aus anderen Staaten, die auch 
allen anderen TiSA-Vertragsparteien 
gewährt werden müssten, aufwerfen. 
So besteht keine Rechtssicherheit dar-
über, welche Bestimmungen aus ande-
ren Handelsabkommen und bilateralen 
Investitionsabkommen auf der Basis 
der MFN-Klausel in TiSA inkorporiert 
werden könnten. Die Aufnahme einer 
solchen Klausel ist aus unserer Sicht 
daher abzulehnen. 

Zu Art I-3 bis I-5 sowie Art II-2: 

Es ist allgemein zu kritisieren, dass die 
gegenwärtig stattfindenden Verhand-
lungen über die Angebote zu den Ver-
pflichtungslisten im Zusammenhang 
mit den spezifischen Verpflichtungen 
gemäß Art I-3 bis I-5 nicht auf der Basis 
einer fundierten Rechtsfolgenabschät-
zung beruhen. Dies ist insbesondere 
vor dem Hintergrund relevant, da die 
Reichweite und Ausgestaltung der avi-
sierten „GATS plus“-Vertragselemente 
(beispielsweise in den Bereichen neuer 
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und verschärfter Regulierungsdiszipli-
nen, innerstaatlicher Regulierung, dem 
öffentlichen Beschaffungswesen etc) 
noch nicht geklärt ist. Damit bleibt auch 
das Verhältnis zwischen den spezifi-
schen Verpflichtungen sowie Einschrän-
kungen und Ausnahmen der Vertrags-
parteien hinsichtlich der Art I-3 bis I-5 zu 
den übrigen möglichen Bestimmungen 
des Abkommens völlig unklar. Jeden-
falls dürfen das Schutzniveau und die 
Reichweite der bestehenden horizon-
talen Ausnahmen in den EU-Verpflich-
tungslisten („Public utilities“-Ausnahme 
und „Subventionsvorbehalt“) keinesfalls 
eingeschränkt werden. 

Darüber hinaus ist die Anwendung 
des Negativlistenansatzes im Zusam-
menhang mit der Verpflichtung der In-
länderbehandlung (Art II-2) sowie die 
damit einhergehende Anwendung der 
Stillstandsklausel („standstill clause“) und 
der Sperrklinkenklausel („ratchet clause“) 
auf einen Teil der Ausnahmebestim-
mungen von der Inländerbehandlung 
entschieden abzulehnen. Denn damit 
wird der politische Handlungsspielraum 
auf nationaler und kommunaler Ebene 
grundlegend eingeschränkt, ein fortlau-
fender Liberalisierungsautomatismus 
festgeschrieben und der Druck auf jeg-
liche Ausnahmebestimmung von Libe-
ralisierungsverpflichtungen verstärkt. In 
diesem Zusammenhang ist auch dar-
auf zu verweisen, dass das Europäische 
Parlament in seiner Entschließung vom 
8.6.2011 zu den Handelsbeziehungen 
zwischen der EU und Kanada zum Aus-
druck gebracht hat, dass die Anwen-
dung des Negativlistenansatzes in CETA 
„nicht als Präzedenzfall für künftige 
Verhandlungen dienen darf“5. 
In Handelsabkommen müssen poli-
tische Handlungsspielräume hinrei-
chend gesichert sein, um auf negati-
ve Liberalisierungserfahrungen rea-
gieren und Forderungen nach einer 

(Re-)Regulierung (wie zB im Falle von 
Rekommunalisierungen) umsetzen 
zu können. Deswegen soll auch ein 
vereinfachtes Procedere zur Abände-
rung einmal eingegangener Libera-
lisierungsverpflichtungen entwickelt 
werden, damit ausreichende regulato-
rische Flexibilität in derartigen Abkom-
men gewährleistet ist. 

Zu Art „Domestic Regulation“:

Die in Abs 1 vorgesehene Formulie-
rung zur Anerkennung des Rechts, die 
Erbringung von Dienstleistungen zu 
regulieren und neue Regulierungen 
diesbezüglich zu erlassen, um Ziele 
des Gemeinwohls zu erreichen, ist aus 
Sicht der BAK unzureichend, um die 
Gewährleistung von regulatorischen 
Handlungsspielräumen, insbesonde-
re im Bereich von Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge, zu gewährleisten. 
Diese Formulierung bedeutet nicht, 
dass jene Bestimmungen des Annexes 
zu innerstaatlicher Regulierung, die für 
regulatorische Handlungsspielräume 
als problematisch identifiziert werden 
(siehe Abschnitt 3 dieser Stellungnah-
me), nicht anzuwenden wären. Es ist 
zudem kritisch anzumerken, dass die 
EU den Vorschlag einer spezifischen 
Klarstellung ablehnt, die aussagen 
würde, dass die Vertragsparteien nicht 
daran gehindert werden, Regulierun-
gen einzuführen oder beizubehalten, 
um die Erbringung von Universaldien-
sten zu gewährleisten.

Zu Art I-9:

Im Rahmen des vorgeschlagenen Art 
I-9 würden nach derzeitigem Stand die 
Unzulänglichkeiten bei den allgemei-
nen Ausnahmen des GATS fortgeführt. 
So beinhaltet der vorgesehene Artikel 
beispielsweise keine expliziten Ausnah-
men für Maßnahmen zur Gewährlei-
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stung von – über den erfassten Schutz 
der Gesundheit hinausgehenden – Ar-
beitnehmerInnenschutz und sozialer Si-
cherheit sowie zur Gewährleistung des 
Umweltschutzes. 

Fehlende Verankerung von verbindli-
chen und sanktionierbaren Mindest-
arbeitsstandards im Verhandlungstext 

Der vorliegende Verhandlungstext 
zeichnet sich zudem durch ein Fehlen 
der Verankerung von verbindlichen und 
einklagbaren international anerkann-
ten Mindestarbeitsstandards aus. Da-
mit kann die EU dem deklarierten An-
spruch der EUHandelspolitik, effektiv zu 
nachhaltiger Entwicklung beizutragen, 
keinesfalls gerecht werden. Darüber 
hinaus wird damit auch der Entschlie-
ßung des Nationalrats über Anforde-
rungen an EU-Handelsabkommen 
vom 24.9.2014 nicht entsprochen. 

Die BAK fordert, dass Handelsabkom-
men der EU die verbindliche Verpflichtung 
für alle Vertragsparteien zur Ratifizie-
rung und vollständigen und effektiven 
Umsetzung und Einhaltung zumindest 
der ILO-Kernarbeitsnormen verankern 
müssen. Die internationalen Vertretun-
gen der ArbeitnehmerInnen setzen sich 
seit Langem dafür ein, dass ILO-Mindest-
arbeitsstandards im Rahmen der WTO 
bzw. des GATS aufgenommen werden. 
Diese Forderungen werden durch die 
plurilateralen TiSA-Verhandlungen und 
deren völliges Ausblenden des Zusam-
menhangs zwischen grenzüberschrei-
tendem Handel und Arbeitsrechten wei-
ter untergraben. Darüber hinaus ist auch 
zu kritisieren, dass keine Verpflichtungen 
bezüglich internationaler Umweltabkom-
men Gegenstand der Verhandlungen 
des TiSA-Kerntextes darstellen. 

3. Annex zu innerstaatlicher Regulie-
rung 

Aus Sicht der BAK ist es erforderlich 
sicherzustellen, dass regulatorische 
Handlungsspielräume von Staaten 
im Zusammenhang mit der Gewähr-
leistung hoher Qualitäts-, Arbeits-, 
Umwelt- und KonsumentInnenschutz-
standards, dem Erhalt und Ausbau 
von Dienstleistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und deren Regulie-
rung sowie weiteren Politikzielen im 
öffentlichen Interesse keinesfalls durch 
internationale Handelsabkommen ein-
geschränkt werden. Insbesondere sind 
die staatlichen Handlungsspielräume 
für die Festlegung von Universaldienst-
verpflichtungen unmissverständlich 
zu gewährleisten. Mehrere derzeit zur 
Diskussion stehende Textvorschläge 
des Annexes zu innerstaatlicher Re-
gulierung, der auf einen Abbau von 
Hindernissen für den grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungshandel durch 
dienstleistungsbezogene Regulierun-
gen abzielt, sind jedoch geeignet, diese 
regulatorischen Handlungsspielräume 
einzuschränken. 

Zu Art 4:  

Der vorliegende Textvorschlag ist aus 
Sicht der BAK jedenfalls abzulehnen. 
Dieser würde die Vertragsparteien ver-
pflichten sicherzustellen, dass jegliche 
in den Anwendungsbereich des Anne-
xes fallenden Zulassungserfordernisse 
und -verfahren, Qualifikationserforder-
nisse und -verfahren sowie gegebe-
nenfalls technische Standards den Kri-
terien entsprechen müssen, die in Art 
VI Abs 4(a), (b) und (c) GATS dargelegt 
sind.

Die Verhandlungsagenda im Zusam-
menhang mit Art VI Abs 4 des GATS 
stellte bereits bislang aufgrund des da-
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mit verbundenen Eingriffs in die staat-
liche Regulierungsautonomie einen 
stark umstrittenen Themenbereich im 
Rahmen der GATS-Verhandlungen dar. 
Art VI Abs 4 des GATS beauftragt den 
Rat für den Dienstleistungshandel der 
WTO, Disziplinen zu entwickeln, die si-
cherstellen sollen, dass Qualifikations-
erfordernisse und -verfahren, technische 
Standards und Zulassungserfordernisse 
auf objektiven und transparenten Krite-
rien wie Kompetenz und Fähigkeit zur 
Erbringung der Dienstleistung beruhen 
(Abs 4(a)); nicht belastender sind als nö-
tig, um die Qualität der Dienstleistung 
zu gewährleisten (Abs 4(b)); und im Fall 
von Zulassungsverfahren nicht an sich 
die Erbringung der Dienstleistung be-
schränken (Abs 4(c)). Die hier verwende-
ten äußerst vagen Begrifflichkeiten sind 
dazu geeignet, dienstleistungsbezoge-
ne Regulierungen im öffentlichen Inter-
esse dem Risiko auszusetzen, zum Ge-
genstand von Klagen im Rahmen eines 
Streitbeilegungsverfahrens zu werden.  

Insbesondere ist aus Sicht der BAK die 
Bestimmung, wonach entsprechende 
Regulierungen „nicht belastender als 
nötig“ sein dürfen, entschieden abzu-
lehnen. Die relevante Formulierung ist 
zum einen höchst vage und würde im 
Streitfall dazu führen, dass öffentliche 
Stellen bei Regulierungen einem mas-
siven Rechtfertigungsdruck ausgesetzt 
sind. Darüber hinaus zielt die Formu-
lierung lediglich auf die Qualität der 
Dienstleistung als Zielsetzung von Regu-
lierungen ab und berücksichtigt weitere 
Aspekte wie etwa den ArbeitnehmerIn-
nen-, Gesundheits- und Umweltschutz 
nicht explizit. Die Einführung etwaiger 
„Notwendigkeitstests“ im Zusammen-

hang mit dienstleistungsbezogenen 
Regulierungen würde aufgrund der in 
Handelsabkommen verfolgten expliziten 
Zielsetzung des größtmöglichen Abbaus 
von Handelshemmnissen innerstaatli-
che Regulierungen massiv unter Druck 
setzen und ist klar abzulehnen. Vor die-
sem Hintergrund ist es von besonderer 
Relevanz, dass staatliche Handlungs-
spielräume im Zusammenhang mit Uni-
versaldienstverpflichtungen und ande-
ren gemeinwohlorientierten Auflagen 
keinesfalls eingeschränkt werden.  

Darüber hinaus ist im Zusammenhang 
mit dem vorgeschlagenen Art 4 sowie in 
Bezug auf Art 5(a) des TiSA-Annexes zu 
innerstaatlicher Regulierung anzumerken, 
dass der Begriff „objektive und transpa-
rente Kriterien“ im Zusammenhang mit 
dienstleistungsbezogenen Regulierungen 
im Streitfall höchst unterschiedlich ausge-
legt werden könnte. So ist es erforderlich, 
regulatorische Handlungsspielräume 
zur Umsetzung von Regulierungen zum 
Schutz von KonsumentInnen, Arbeitneh-
merInnen und der Umwelt auch auf der 
Basis gesellschaftlicher Präferenzen so-
wie auch in der Abwesenheit endgültiger 
wissenschaftlicher Gewissheit über beste-
hende Risiken, etwa im Zusammenhang 
mit bestimmten Verfahren, sicherzustellen. 
Bisherige Handelsstreitigkeiten zeigen 
jedoch, dass die USA auf dem Vorsorge-
prinzip beruhende Regulierungen der EU 
als unwissenschaftlich und nicht auf ob-
jektiven Maßstäben basierend kritisiert. Es 
ist daher nicht auszuschließen, dass Regu-
lierungen auf der Basis des Vorsorgeprin-
zips oder gesellschaftlicher Präferenzen 
auch im Dienstleistungsbereich durch sol-
che Bestimmungen zum Gegenstand von 
Handelsdisputen werden. 
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4. Annex zu Transparenz 

Aus Sicht der BAK sind die vorgese-
henen Bestimmungen zu Informati-
onspflichten der Vertragsparteien bei-
spielsweise im Zusammenhang mit 
geplanten Regulierungen, die den Ge-
genstandsbereich des Abkommens be-
rühren, sowie Regelungen zur Ermög-
lichung und ggf Kommentierung von 
Anfragen und Stellungnahmen „interes-
sierter Personen“ höchst kritisch zu be-
werten. Die vorgesehenen Bestimmun-
gen gehen weit über Art III GATS hinaus. 
Insbesondere ist zu befürchten, dass 
Verpflichtungen zur Einbeziehung von 
„interessierten Personen“ aus sämtli-
chen TiSA-Vertragspartnergebieten 
in Begutachtungsprozesse über eine 
Vielzahl von dienstleistungsrelevanten 
Regulierungsvorhaben einen übermä-
ßigen administrativen Aufwand erfor-
dern würden, der Regulierungsprozes-
se im öffentlichen Interesse verzögert, 
sowie in der Praxis Unternehmen, Un-
ternehmensverbänden und Lobbying-
Firmen massive Möglichkeiten zur Ein-
flussnahme gewähren würden. 

5. Annex zur Bewegung natürlicher 
Personen 

Wie bereits wiederholt zum Ausdruck ge-
bracht, vertritt die BAK die Position, dass 
Verhandlungen über eine weitere Libe-
ralisierung im Bereich der grenzüber-
schreitenden Erbringung von Dienstlei-
stungen durch Arbeitskräfte („Mode 4“) 
abzulehnen sind, solange eine grenz-
überschreitende Zusammenarbeit in 
Verwaltung und Justiz als Vorbedingung 
für die Gewährleistung der Einhaltung 

von geltenden Mindestlöhnen, Arbeits-
bedingungen und anderen Arbeitsstan-
dards auf der Basis von arbeits- und 
sozialrechtlichen sowie kollektivvertragli-
chen Bestimmungen nicht sichergestellt 
ist. Im Bereich der kurzfristigen Migrati-
on von Arbeitskräften ist vor einem Un-
tergraben nationaler Regelungen wie 
Lohnbestimmungen und arbeits- und 
sozialrechtlichen Vorschriften zu warnen. 
Dies gilt insbesondere vor dem Hinter-
grund, da die TiSA-Vertragsparteien aus 
Staaten mit gänzlich unterschiedlichen 
Lohnniveaus bestehen. Darüber hinaus 
ist auch vor dem Hintergrund der ange-
spannten Arbeitsmarktlage in Österreich 
und in der EU von zusätzlichen Mode 
4-Verpflichtungen abzusehen. 

Unbeschadet dieser grundlegenden Po-
sition muss in jedem Fall sicherge¬stellt 
werden, dass die fehlende Gewähr-
leistung der Einhaltung der geltenden 
arbeits- und sozialrechtlichen sowie 
Einkommensbestimmungen bzw kol-
lektivvertraglichen Be¬stimmungen 
bzw die fehlende Vollstreckung von 
Strafen bei Verstößen gegen diese Be-
stimmungen zum Gegenstand des 
allgemeinen Streitbeilegungsmecha-
nismus ge¬macht werden kann und 
Sank¬tionen verhängt werden können. 
Darüber hinaus muss in jedem Fall 
hinsichtlich der geltenden arbeits- und 
sozialrechtlichen und Einkommensbe-
stimmungen bzw Kollektivverträge am 
Ziellandprinzip festgehalten werden 
und die sogenannte „Labour clause“ 
weiterhin beibehalten werden muss. 

Die im Verhandlungstext widergespie-
gelten Vorstöße einzelner Vertragspart-
ner, die Anwendung wirtschaftlicher 
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Bedarfsprüfungen im Bereich der grenz-
überschreitenden Dienstleistungser-
bringung durch natürliche Personen zu 
untersagen, muss aus Sicht der BAK ent-
schieden zurückgewiesen werden. 

Der in Abs 6 enthaltene Textvorschlag, 
wonach die Vertragsparteien von der 
Anwendung von „übermäßig belasten-
den Verfahren“ („overly burdensome 
procedures“) absehen sollen, ist zurück-
zuweisen. 

6. Annex zu Finanzdienstleistungen 

Aufbauend auf den Erfahrungen der 
schweren Finanzmarktkrise, die 2008 
eskalierte und deren destabilisieren-
de Nachwirkungen in der Eurozone bis 
heute schwere wirtschaftliche Proble-
me bereiten, spricht sich die BAK dafür 
aus, keine weiteren Verpflichtungen 
zur Liberalisierung von Finanzdienst-
leistungen und Bestimmungen zu de-
ren Regulierung in Handelsabkommen 
einzugehen. Die BAK lehnt daher auch 
den in TiSA vorgesehenen Annex zu Fi-
nanzdienstleistungen ab. 

Die Effizienzmarkthypothese, die die 
grundsätzliche Rechtfertigung für die 
Liberalisierung des Finanzsektors unter 
anderem in GATS darstellt, erweist sich 
mittlerweile als absurd. Nach Jahrzehn-
ten der Liberalisierung ist die Erfüllung 
zentraler Funktionen des Finanzsektors 
keineswegs gewährleistet. Mit einer 
überbordenden Liberalisierung geht 
zudem ein verschärfter Wettbewerb auf 
den Finanzmärkten einher, durch den 
Herdenverhalten und hohe Risikobereit-
schaft angefacht werden. Auch entsteht 

Druck zur Aufblähung von Finanzinsti-
tuten und zur massiven Marktkonzen-
tration, zumal damit eine gesteigerte 
Konkurrenzfähigkeit im internationalen 
Wettbewerb einhergeht. 

Die bisherigen Schritte zur Re-Regulie-
rung der Finanzmärkte sind bei Weitem 
noch nicht ausreichend, um eine nach-
haltige Stabilisierung des Finanzsektors 
zu gewährleisten. Weitere Liberalisie-
rungen und Disziplinen zur Regulierung 
von Finanzdienstleistungen in Han-
delsabkommen könnten notwendige 
Regulierungsmaßnahmen verhindern 
oder erschweren. Die BAK fordert die 
Bundesregierung auf, sich den Forde-
rungen nach einer weiteren Öffnung 
der Finanzmärkte nicht anzuschließen 
und sich stattdessen vielmehr auf eu-
ropäischer und internationaler Ebene für 
dessen umfassende Regulierung einzu-
setzen. In diesem Sinne treten wir auch 
dafür ein, bestehende Handelsabkom-
men der EU kritisch auf überbordende 
Liberalisierungsverpflichtungen zu über-
prüfen und gegebenenfalls zu revidie-
ren.6 Gleichzeitig plädieren wir für die 
Weiterentwicklung internationaler Foren 
im Bereich der Finanzmarktgestaltung in 
demokratisch legitimierte, transparente 
Organisationen. Oberstes Ziel muss es 
sein, den Finanzsektor so zu gestalten, 
dass er bestmöglich zu einer stabilen 
und kontinuierlichen Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft beiträgt.

Im Folgenden werden einige vorge-
schlagene Bestimmungen des Annex zu 
Finanzdienstleistungen in TiSA diskutiert, 
um unsere insgesamt ablehnende Hal-
tung exemplarisch zu untermauern.
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Zu Art X.2: 

Der Begriff „Finanzdienstleistungen“ wird 
im vorliegenden Verhandlungstext sehr 
umfassend interpretiert, und soll alle 
Versicherungs- und versicherungsbe-
zogenen Leistungen sowie alle Bank- 
und andere Finanzdienstleistungen 
erfassen, ua auch den Eigenhandel mit 
sämtlichen Finanzprodukten, ob an der 
Börse oder außerbörslich, oder das An-
gebot von Finanzmarktdaten und deren 
Verarbeitung (Art X.2). Die Definitionen 
über Finanzdienstleitungen orientieren 
sich an den GATS-Definitionen. Darüber 
hinaus werden auch „neue Finanz-
dienstleistungen“ erfasst. Diese finden 
sich auch im WTO-Übereinkommen zu 
Finanzdienstleistungen. Hierbei handelt 
es sich nach Art X.2d des Verhandlungs-
textes um Finanzdienstleistungen, wel-
che im Gebiet einer Vertragspartei nicht 
erbracht werden, aber im Gebiet einer 
anderen Vertragspartei angeboten wer-
den. Nach Art X.9 dürfen ausländische 
Anbieter diese neuen Dienstleistungen 
anbieten, wenn dies auch heimischen 
Anbietern erlaubt ist. Es kann auch die 
Rechtsform vorgeschrieben werden, und 
eine Zulassung notwendig sein, welche 
allerdings nur aus „aufsichtsrechtlichen 
Gründen“ verwehrt werden kann. Letz-
tere sind jedoch relativ schwammig und 
zugleich eng definiert. Öffentliche oder 
soziale Interessen spielen dabei keine 
Rolle (siehe Anmerkungen zu Art X.16). 

Zu Art X.3: 

Die konkrete Reichweite der Marktzu-
gangsregeln (Art X.3) hängt von den 
konkreten Verpflichtungen sowie Ein-
schränkungen und Ausnahmen in den 

Verpflichtungslisten ab. Je nach Aus-
gestaltung der Verpflichtungen können 
sich eine Reihe kritischer Fragen im 
Zusammenhang mit Regulierungs-
ansätzen, betreffend etwa Regeln zur 
Etablierung eines Trennbankensystems, 
Positionslimits oder zur Einschränkung 
von Leerverkäufen, ergeben. Es ist an-
zumerken, dass der betreffende Arti-
kel selbst keine Ausnahmen enthält. 
Im vorläufigen CETA-Text wurde eine 
Ausnahme in den Marktzugangsartikel 
aufgenommen, die die Umsetzung ei-
nes Trennbankensystems ermöglichen 
soll, die jedoch nicht in den vorliegen-
den TiSA-Text übernommen wurde. Der 
Vorstoß zu einem „Standstill“-Mecha-
nismus, wonach sich Einschränkungen 
zu Marktzugangsverpflichtungen für 
Finanzdienstleistungen nur auf beste-
hende nichtkonforme Maßnahmen 
beziehen dürfen (Art X.3 Abs 2), muss 
jedenfalls zurückgewiesen werden. 

Zu Art X.5: 

In Art X.5 steht zur Diskussion, dass die 
Vertragsparteien bestehende Mono-
polrechte auflisten sowie darüber hin-
aus Anstrengungen dahingehend un-
ternehmen sollen, diese zu reduzieren 
oder aufzulösen. Dies geht über die 
ursprünglichen GATS-Bestimmungen 
hinaus. Erwägungen des öffentlichen 
Interesses werden auch hier nicht be-
rücksichtigt.  

Zu Art X.10: 

Ein weiteres Thema ist die Datenüber-
tragung und deren Verarbeitung (Art 
X.10). In diesem Zusammenhang ist 
die Bestimmung abzulehnen, wonach 
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keine Vertragspartei Maßnahmen er-
greifen darf, die den Datentransfer 
oder die Verarbeitung von finanzspe-
zifischen Daten in sein Territorium und 
aus diesem heraus oder den Transfer 
von Betriebsmitteln verhindern, wenn 
dies zur Ausführung der gängigen Ge-
schäftstätigkeit des Finanzdienstleisters 
notwendig ist (Art X.10 Abs 1). Zwar wird 
festgehalten, dass der Artikel Staaten 
nicht daran hindern soll, persönliche 
Daten und die Privatsphäre zu schüt-
zen. Dies gilt jedoch nur, solange sol-
che Maßnahmen nicht dazu dienen, 
die Bestimmungen des Abkommens 
zu umgehen, was höchst unterschied-
lich interpretiert werden kann. Auch die 
ähnliche Bestimmung in Art X.10 Abs 2 
ist abzulehnen. 

Zu Art X.11: 

Ebenso soll Finanzdienstleistern der 
anderen Vertragspartei grundsätzlich 
Zugang zu den Zahlungs- und Ver-
rechnungssystemen, die von einer öf-
fentlichen Stelle betrieben werden, so-
wie zu öffentlichen Finanzierungsmög-
lichkeiten gewährt werden (Art X.11). 
Zwar sollen diese nicht Zugang erhal-
ten zu Krediten, die die Vertragspartei 
als „Gläubiger letzter Instanz“ gewährt, 
dennoch erscheint diese Regelung nicht 
ausreichend determiniert und auch da-
her unter Aspekten der Finanzmarktsta-
bilität nicht unbedenklich. 

Zu Art X.14: 

Die Bestimmungen zu nicht-diskrimi-
nierenden Maßnahmen (Art X.14), die 
sich auch im WTO-Übereinkommen zu 
Finanzdienstleistungen wiederfinden, 

zielen darauf ab, dass die Vertragspar-
teien anstreben sollen, auch jene nega-
tiven Effekte auf Finanzdienstleister der 
anderen Vertragspartei zu reduzieren 
oder zu beseitigen, die sich aufgrund 
„nicht-diskriminierender Maßnah-
men“ ergeben. Zum Beispiel geht es 
dabei um Maßnahmen, die die weitere 
Expansion der Aktivitäten des Finanz-
dienstleisters in das gesamte Territo-
rium einer Vertragspartei behindern, 
oder um Maßnahmen, die eigentlich 
den Vorschriften des Abkommens ent-
sprechen, aber den Anbieter der ande-
ren Partei etwa beim Markteintritt be-
hindern. Darüber hinaus sollen die Ver-
tragsparteien demnach auch Anstren-
gungen unternehmen, um das gegen-
wärtige Ausmaß an Marktchancen für 
Dienstleistungsanbieter aus anderen 
Vertragsparteien nicht einzuschränken. 
Diese Bestimmungen sind sehr vage 
gefasst und erscheinen als Türöffner für 
weitergehende und schwer einschätz-
bare Schritte in Richtung Liberalisierung.

Zu Art X.15: 

Im Rahmen der Transparenzbestim-
mungen (Art X.15) sind zentrale Text-
vorschläge, die Parallelen zu Vorschlä-
gen zur regulatorischen Kooperation 
in TTIP aufweisen, aus Sicht der BAK 
höchst kritisch zu bewerten. Abs 4 zielt 
darauf ab, die Vertragsparteien zu ver-
pflichten, geplante Regulierungen im 
Gegenstandsbereich des Annexes im 
Vorhinein öffentlich zugänglich zu ma-
chen, damit „interessierte Personen“ 
eine Möglichkeit haben, zu den Regu-
lierungsvorhaben Stellung zu nehmen. 
Diese Konsultationsmöglichkeit soll 
gemäß den vorliegenden Textvorschlä-
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gen sogar so weit gehen, dass die 
Vertragsparteien solche Anfragen oder 
Anregungen im Zuge des Konsultati-
onsprozesses zu beantworten bzw zu 
kommentieren haben (Abs 5 bzw 8). 
Diese Bestimmungen würden die Mög-
lichkeiten von Finanzunternehmen 
und Lobby-Firmen zur Einflussnahme 
auf Regulierungsvorhaben in der Pra-
xis drastisch erhöhen. Sollten diese Be-
stimmungen auch für die subzentrale 
Ebene gelten, könnte auch das in Öster-
reich gängige Begutachtungsverfahren 
dahingehend geöffnet werden müssen, 
dass zukünftig auch Dienstleistungser-
bringer aus allen TiSA-Vertragsparteien 
daran teilnehmen könnten. 

Zu Art X.16: 

Die Bestimmungen zu den „aufsichts-
rechtlichen/regulatorischen Ausnah-
men“ („prudential measures“) (Art 
X.16) fallen sehr knapp aus und sind 
weitgehend mit den Bestimmungen in 
GATS ident, die allerdings noch vor der 
Finanzkrise verfasst wurden. Auch wur-
den bereits die entsprechenden GATS-
Bestimmungen kritisiert, da sie einen 
weiten Graubereich schaffen. So soll 
ein Staat regulatorische Maßnahmen, 
unabhängig von den weiteren Bestim-
mungen des Abkommens, ergreifen 
können, wenn es um den Schutz ua von 
InvestorInnen oder Versicherungsneh-
merInnen geht, oder wenn die Integrität 
und Stabilität des Finanzsystems (oder 
von Finanzinstitutionen) gefährdet ist. 
Selbst hier gibt es aber die Einschrän-
kung, dass diese Maßnahmen nicht 
genützt werden dürfen, um die Ver-
pflichtungen aus dem Abkommen zu 
umgehen. Dieser Passus stellt aber die 

Regel selbst in Frage, denn wenn es 
durch entsprechende Maßnahmen zu 
keiner Verletzung der Verpflichtungen 
kommt, braucht es dazu auch keine 
spezielle Regel. Insgesamt wäre eine 
deutlich umfassendere Bestimmung 
über regulatorische Ausnahmen not-
wendig, wo ua auch auf das Funktio-
nieren des Finanzsektors im Sinne des 
Gemeinwohls Bezug genommen wird. 
Alleine die Bestimmungen im vorläu-
figen CETA-Text sind in dieser Hinsicht 
weitreichender. Demnach kann eine 
Vertragspartei vorsorglich bestimmte 
Finanzdienstleistungen oder Finanzak-
tivität verbieten. 

7. Annex zu elektronischem Handel 

Im Folgenden gehen wir auf einige 
Bestimmungen des vorliegenden Ver-
handlungstextes zum elektronischen 
Handel ein, der mehrere Probleme aus 
datenschutzrechtlicher Perspektive 
aufwirft.  

Zu Art 1: 

Abs 1: Hier sollte auch festgehalten wer-
den, dass der EU- und nationale Rechts-
rahmen zum Schutz der VerbraucherIn-
nen und ihrer Daten bzw ihrer Privat-
sphäre von TiSA unberührt bleiben sol-
len. Abs 2: Der Ansatz des 2. Absatzes 
ist zu unterstützen, wonach offenbar der 
Annex zum elektronischen Handel auf 
der Basis derzeitiger Textvorschläge „po-
litische Ziele und Gesetzgebung“ in den 
Bereichen Urheberrecht, Privatsphären-
schutz, Vertraulichkeit von persönlichen 
und Unternehmens-Daten, Verbrauche-
rInnenschutz und Schutz und Förderung 
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der kulturellen Vielfalt unberührt lassen 
soll. Auch der Vorschlag, explizit Ge-
sundheitsdaten in diese Aufzählung auf-
zunehmen, wird begrüßt. 

Zu Art 2: 

Es ist sicherzustellen, dass jedem Da-
tenfluss eine diesbezügliche Infor-
mation und Zustimmung der Betrof-
fenen zugrunde liegen muss. Darüber 
hinaus sollte gewährleistet werden, 
dass Vereinbarungen über Datenflüs-
se den heimischen Rechtsrahmen un-
berührt lassen. 

Abs 1: Eine Vereinbarung, wonach 
keine Vertragspartei Dienstleistungs-
anbieter einer anderen Vertragspartei 
daran hindern darf, sich im und au-
ßerhalb des eigenen Territoriums Zu-
gang zu personenbezogenen Daten 
zu verschaffen, sie zu speichern und 
zu übermitteln, ist viel zu weitgehend, 
entspräche in keinster Weise dem EU-
Rechtsrahmen und wird von der BAK 
entschieden abgelehnt.  

Abs 3: Der Vorschlag, wonach Ver-
braucherInnen vor betrügerischen und 
täuschenden kommerziellen Praktiken 
von Dienstleistungsanbietern im Inter-
net zu schützen sind, wird unterstützt. 

Abs 4: Der Ansatz, wonach die Vertrags-
parteien ihre Rechtsdurchsetzungsbemü-
hungen in Bezug auf den Datenschutz 
verbessern wollen, wird unterstützt. 

Abs 5: Abs 5 entspricht im Wesentlichen 
Abs 1 (siehe oben) und wird von uns ab-
gelehnt. 

Zu Art 3: 

Abs 1 und 2: Auch hier wird wiederum 
auf die Bedeutung von Maßnahmen 
gegen betrügerisches und täuschen-
des Verhalten abgestellt. Der Ansatz ist 
zu unterstützen. 

Abs 3: VerbraucherInnen sollen dem-
nach weiterhin Zugang zu schon vor-
handenen VerbraucherInnenschutzme-
chanismen haben, die von nationalen 
VerbraucherInnenschutzbehörden be-
reitgestellt werden. Die Anforderung 
„unter nichtdiskriminierenden Bedin-
gungen“ ist unklar und sollte noch nä-
her ausformuliert werden. 

Abs 4 und 5: Gemäß dem Textvorschlag 
sollen die Vertragsparteien die Bedeu-
tung der Kooperation nationaler Kon-
sumentInnenschutzeinrichtungen aner-
kennen, um das Vertrauen der Verbrau-
cherInnen in den elektronischen Handel 
zu stärken. Eine klarere Formulierung 
wäre wünschenswert (zB: Die Vertrags-
parteien unterwerfen sich bestehenden 
nationalen Streitschlichtungsmechanis-
men, die VerbraucherInnen zur Verfü-
gung stehen.). 

Zu Art 4:   

Abs 1: Statt der weichen Formulierung 
sollte vielmehr festgehalten werden: Die 
Vertragsparteien anerkennen die natio-
nal bzw EU-weit geltenden Regelungen 
zum Schutz persönlicher Informationen 
der Online-NutzerInnen. 

Abs 2: Die Vereinbarung, wonach jeder 
Vertragspartner einen Rechtsrahmen 
ausarbeiten oder beibehalten möge, 
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der dem Schutz personenbezogener 
Daten dient, wird insoweit als zu wenig 
strikt abgelehnt, als der Rechtsrahmen 
international anerkannte Prinzipien ent-
halten soll. Die Datenschutzprinzipien, 
die zB der Europarat festgelegt hat, blei-
ben allerdings hinter der EU-Rechtslage 
weit zurück. Anleihen sollten daher nur 
bei nationalen und EU-weiten Daten-
schutzbestimmungen genommen wer-
den. Die Einschränkung, wonach der 
heimische Rechtsrahmen nur insoweit 
anzuwenden ist, als er nichtdiskriminie-
rend wirkt, ist unbedingt abzulehnen. 

Zu Art 5: 

Abs 1-3: Der derzeitige EU-Rechtsbe-
stand in Bezug auf den Schutz von 
VerbraucherInnen gegen ungewollte 
kommerzielle Nachrichten (Spam usw) 
darf nicht ausgehöhlt werden. Die Zu-
sendung werblicher Nachrichten muss 
weiterhin die vorherige ausdrückliche 
Zustimmung der Betroffenen bei sonsti-
ger Strafandrohung voraussetzen. 

Zu Art 8: 

Die Bestimmung ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Sie sollte jedoch unbedingt 
auch Bezug auf die Absicherung der 
Netzneutralität im Internet nehmen. 

Zu Art 9: 

Eine Vereinbarung, wonach keine Ver-
tragspartei von einem Dienstleistungs-
anbieter verlangen darf, dass er Daten 
nur innerhalb des eigenen Territoriums 
speichert, ist viel zu weitreichend und 
wird seitens der BAK abgelehnt. Öf-
fentlich-rechtlichen Datenverantwortli-

chen sollte zB unbedingt vorbehalten 
bleiben, im Rahmen von Ausschrei-
bungen die Anforderung aufzustellen, 
dass die beabsichtigte Datenverarbei-
tung innerhalb der EU vorzunehmen 
ist. 

Zu Art 10: 

Der EU-Rechtsbestand über Sicher-
heits- und Verlässlichkeitskriterien bei 
sicheren elektronischen Signaturen 
darf durch diese geplante Vereinba-
rung keinesfalls ausgehöhlt werden. 
Bei Datenflüssen innerhalb und über 
die Grenzen der EU hinweg muss es 
weiterhin einen europäischen Rege-
lungsspielraum für die Festlegung von 
Sicherheitsanforderungen an Authenti-
fizierungssysteme für Datentransaktio-
nen geben. 

8. Annex zu Telekommunikation 

Unbeschadet unserer allgemeinen Po-
sitionen und weiteren Aspekten des 
Verhandlungstextes zum Annex zu 
Telekommunikation möchten wir ins-
besondere auf Art 2 des Annexes zu 
Telekommunikation eingehen. In Art 2 
Abs 1 wird gemäß den vorliegenden 
Textvorschlägen darauf abgezielt, die 
Vertragsparteien zu verpflichten, aus-
ländische (Kapital-) Beteiligungen 
in Telekommunikationssektoren bzw 
im elektronischen Handel nicht zu 
beschränken. Dies wird von der BAK 
abgelehnt. Diese Bestimmung könnte 
zudem im Widerspruch zu mehreren 
bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
stehen und daher Rechtsunsicherheit 
erzeugen. 
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In der EU wird die Eigentümerschaft 
von ehemaligen Monopolisten im Be-
reich der Telekommunikation äußerst 
unterschiedlich gehandhabt, zumal 
Telekommunikationsinfrastruktur – 
aufgrund ihrer Bedeutung für die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit, die 
Daseinsvorsorge sowie die Krisen-
vorsorge – durchaus als sensibel be-
zeichnet werden kann. In Österreich 
unterliegt – gemäß §25a Außenwirt-
schaftsgesetz – der Erwerb von Be-
teiligungen im Ausmaß von über 25% 
an Telekommunikationsunternehmen 
grundsätzlich einer Genehmigungs-
pflicht des Bundesministers für Wis-
senschaft, Forschung und Wirtschaft. 
Die vorgesehene Bestimmung im An-
nex zu Telekommunikation könnte da-
her die Anwendung des §25a Außen-
wirtschaftsgesetz in diesem Bereich 
unmöglich machen. 

Darüber hinaus stellen sich potenzi-
elle Rechtskollisionen in Verbindung 
mit dem ÖBIB-Gesetz (insb §7(2)) dar, 
welches vorsieht, das die ÖBIB tun-
lichst ihren Einfluss bei Beteiligungen 
sicherzustellen und aufrechtzuerhal-
ten hat; entweder durch das Halten 
von 25% plus einer Aktie oder durch 
Rechte oder Verträge mit Dritten, die 
es ermöglichen, Hauptversamm-
lungsbeschlüsse, die nach AktG einer 
Dreiviertelmehrheit bedürfen, mitzube-
stimmen. Auch ist prinzipiell zu über-
prüfen, in welchem Verhältnis einzelne 
Textvorschläge in diesem Artikel mit 
dem Kartellrecht bzw dem Sachver-
halt eines Verwehrens einer Beteili-
gung aufgrund kartellrechtlicher bzw 
regulatorischer Bestimmungen (Markt-
beherrschung) steht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die 
oben erwähnten Bedenken grundsätz-
lich auch im Zusammenhang mit der 
Marktzugangsverpflichtung des Ver-
bots der Beschränkung ausländischer 
Kapitalbeteiligungen gemäß Art I-3 
Abs 2(f) des TiSA-Kerntextes bestehen, 
insoweit diesbezüglich keine Ausnah-
men in den Verpflichtungslisten einge-
tragen werden.

9. Annex zu Zustelldienstleistungen 
(„delivery services“) 

Art 9 („Freedom to contract“) würde 
die Einführung eines Verbots von Sub-
auftragsketten, die im Bereich der 
Paketzustellung ein häufiges und aus 
ArbeitnehmerInnensicht problema-
tisches Phänomen darstellen, unmög-
lich machen. 

Darüber hinaus würde Art 6 die Finan-
zierung eines Universaldienstes nur 
noch über Steuergelder und beispiels-
weise nicht mehr über Gebühren oder 
Beiträge der übrigen Postdienstleister 
ermöglichen. 

10. Annex zum öffentlichen Beschaf-
fungswesen 

Die BAK steht zudem dem Annex zum 
öffentlichen Beschaffungswesen kri-
tisch gegenüber. Wir verweisen auf 
unsere Positionen zum öffentlichen 
Beschaffungswesen in Handelsabkom-
men im AK EUROPA-Positionspapier 
zu TTIP und CETA vom April 2015. Der 
vorliegende Textvorschlag lässt eine 
klare Eingrenzung des vorgesehenen 
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Geltungsbereichs des Annexes ver-
missen. Öffentliche Dienstleistungen 
müssen in jedem Fall generell aus dem 
Anwendungsbereich des Abkommens 
und damit auch aus einem allfälligen 
Annex zum öffentlichen Beschaffungs-
wesen unmissverständlich ausgenom-
men werden. Darüber hinaus werden 
im Rahmen des Textvorschlags wesent-
liche Forderungen zur Reform der Re-
gelungen zum öffentlichen Beschaf-
fungswesen wie etwa das Abrücken 
vom Kriterium des niedrigsten Preises 
und die Forcierung von sozialen und 
ökologischen Kriterien in der öffentli-
chen Auftragsvergabe nicht berück-
sichtigt.

11. Abschließende Bemerkungen  

Wie bereits einleitend festgehalten 
lehnt die BAK die Verhandlungen 
zum GATS-Folgeabkommen TiSA 
entschieden ab. Der Schwenk zu dem 
plurilateralen Verhandlungsforum ist 
geeignet, zentrale Forderungen der 
Vertretungen der ArbeitnehmerInnen 
hinsichtlich der Reform des multilate-
ralen Handelssystems zu untergraben. 
Die Ausführungen dieser Stellungnah-
me machen zudem deutlich, dass mit 
zahlreichen Verhandlungsinhalten 
des TiSA-Abkommens schwerwie-
gende Bedenken hinsichtlich mögli-
cher Gefährdungen für regulatorische 
Handlungsspielräume, insbesondere 
im Bereich der Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge, Schutzstandards für 
ArbeitnehmerInnen und KonsumentIn-
nen sowie wei-tere öffentliche Interes-
sen bestehen. 

Insbesondere die gegenwärtige starke 
öffentliche Kritik an den TTIP-Verhand-
lungen sowie die Ablehnung des ACTA-
Abkommens durch das Europäische 
Parlament 2012 verdeutlichen, dass 
bisherige Fehler nicht wiederholt wer-
den sollten und die Ausrichtung der 
EU-Handelspolitik einem grundlegen-
den Kurswechsel zu unterziehen ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es aus un-
serer Sicht unerlässlich, dass die Aus-
einandersetzung mit dem TiSA-Abkom-
men auf der Basis einer umfassenden 
und breiten öffentlichen Diskussion 
geführt wird. Ebenso ist es aus unse-
rer Sicht angesichts der weitreichenden 
Verhandlungsbereiche und der fehlen-
den Rechtssicherheit in Bezug auf zahl-
reiche Bestandteile der Verhandlungen 
dringend erforderlich, die möglichen 
Auswirkungen des geplanten Abkom-
mens und seiner vielfältigen möglichen 
Vertragsinhalte im Rahmen unabhän-
giger und umfassender Studien, ins-
besondere auch Rechtsgutachten, un-
tersuchen zu lassen.  
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Für weitere Fragen steht Ihnen gerne 

Nikolai Soukup
T: + 43 (0) 1 501 65 2159
nikolai.soukup@akwien.at

Daniela Zimmer
T: + 43 (0) 1 501 65 2722
daniela.zimmer@akwien.at
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Gernot Fieber
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
gernot.fieber@akeuropa.eu

zur Verfügung.
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